
Entwuf des Bundesrates

vom 21. Februar 2024

1

Beschluss des Nationalrates

vom 25. September 2024

Die Beratung des Bundesbeschlusses über die 
Volksinitiative «Für eine zivilstandsunabhängi-
ge Individualbesteuerung (Steuergerechtig-
keits-Initiative)» ist sistiert, bis die Beratung 
über den indirekten Gegenvorschlag abge-
schlossen ist.

-  1  -
Nationalrat
Herbstsession 2024

24.026  n   «Für eine zivilstandsunabhängige Individualbesteuerung (Steuergerechtigkeits-Initiative)». Volksinitiative und indirekter 
	           Gegenvorschlag (Bundesgesetz über die Individualbesteuerung)

24.026 - 11

Bundesbeschluss  
über die Volksinitiative 
«Für eine zivilstandsunab-  
hängige Individualbesteuerung»
(Steuergerechtigkeits-Initiative)

vom …

Die Bundesversammlung der Schweizerischen 
Eidgenossenschaft,
gestützt auf Artikel 139 Absatz 5 der Bundes-
verfassung1, 
nach Prüfung der am 8. September 20222 ein-
gereichten Volksinitiative «Für eine zivilstand-
sunabhängige Individualbesteuerung (Steuer-
gerechtigkeitsInitiative)», 
nach Einsicht in die Botschaft des Bundesrates 
vom 21. Februar 20243,
beschliesst:

1		 SR 101
2		 BBl 2022 2386
3		 BBl 2024 589

e-parl 01.10.2024 16:23



-  2  -

Bundesrat Nationalrat

Art. 1
1 Die Volksinitiative vom 8. September 2022 
«Für eine zivilstandsunabhängige Individualbe-
steuerung (Steuergerechtigkeits-Initiative)» ist 
gültig und wird Volk und Ständen zur Abstim-
mung unterbreitet.
2 Sie lautet:
Die Bundesverfassung wird wie folgt geändert:

Art. 127 Abs. 2bis

2bis Natürliche Personen werden unabhängig 
von ihrem Zivilstand besteuert.

Art. 197 Ziff. 124

12. Übergangsbestimmung zu Art. 127 Abs. 
2bis (Zivilstandsunabhängige Individualbesteue-
rung)
Die Bundesversammlung erlässt die Ausfüh-
rungsbestimmungen zu Artikel 127 Absatz 2bis 
spätestens drei Jahre nach dessen Annahme 
durch Volk und Stände.

Art. 2
Die Bundesversammlung empfiehlt Volk und 
Ständen, die Initiative abzulehnen.

4		 Die endgültige Ziffer dieser Übergangsbestim-
mung wird nach der Volksabstimmung von der 
Bundeskanzlei festgelegt.

Fristverlängerung nach Artikel 105 Absatz 1 
ParlG 
Die Behandlungsfrist der Volksinitiative wird 
gemäss Artikel 105 Absatz 1 ParlG um ein 
Jahr, d.h. bis zum 8. März 2026 verlängert.
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Geltendes Recht Entwuf des Bundesrates

vom 21. Februar 2024

2

Beschluss des Nationalrates

vom 25. September 2024

Eintreten und Zustimmung zum 
Entwurf, wo nichts vermerkt ist

Bundesgesetz 
über die Individual- 
besteuerung

vom …

Die Bundesversammlung der 
Schweizerischen Eidgenossenschaft,
nach Einsicht in die Botschaft des 
Bundesrates vom  
21. Februar 20241,
beschliesst:

1		 BBl 2024 589
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Geltendes Recht Bundesrat Nationalrat

I

Die nachstehenden Erlasse werden 
wie folgt geändert:

1. Bundesgesetz vom 
14. Dezember 19902 über die 
direkte Bundessteuer

Ersatz von Ausdrücken
1 Im ganzen Erlass wird «der Steuer-
pflichtige» durch «die steuerpflichtige 
Person» ersetzt, mit den nötigen 
grammatikalischen Anpassungen.
2 Im ganzen Erlass wird «der Mithaf-
tende» durch «die mithaftende Per-
son» ersetzt, mit den nötigen gram-
matikalischen Anpassungen.

Art. 3 Abs. 5 vierter Satz

2		 SR 642.11

Art. 3
1 Natürliche Personen sind aufgrund 
persönlicher Zugehörigkeit steuer-
pflichtig, wenn sie ihren steuerrechtli-
chen Wohnsitz oder Aufenthalt in der 
Schweiz haben.
2 Einen steuerrechtlichen Wohnsitz in 
der Schweiz hat eine Person, wenn 
sie sich hier mit der Absicht dauern-
den Verbleibens aufhält oder wenn 
ihr das Bundesrecht hier einen be-
sonderen gesetzlichen Wohnsitz 
zuweist.
3 Einen steuerrechtlichen Aufenthalt 
in der Schweiz hat eine Person, 
wenn sie in der Schweiz ungeachtet 
vorübergehender Unterbrechung:
a.	 während mindestens 30 Tagen 

verweilt und eine Erwerbstätigkeit 
ausübt;
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Geltendes Recht Bundesrat Nationalrat

5 …  
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
                    ... Die Steuerpflicht er-
streckt sich auch auf den Ehegatten 
und die Kinder.

b.	 während mindestens 90 Tagen 
verweilt und keine Erwerbstätig-
keit ausübt.

4 Keinen steuerrechtlichen Wohnsitz 
oder Aufenthalt begründet eine Per-
son, die ihren Wohnsitz im Ausland 
hat und sich in der Schweiz lediglich 
zum Besuch einer Lehranstalt oder 
zur Pflege in einer Heilstätte aufhält.
5 Natürliche Personen sind ferner 
aufgrund persönlicher Zugehörigkeit 
am Heimatort steuerpflichtig, wenn 
sie im Ausland wohnen und dort mit 
Rücksicht auf ein Arbeitsverhältnis 
zum Bund oder zu einer andern öf-
fentlich-rechtlichen Körperschaft oder 
Anstalt des Inlandes von den Ein-
kommenssteuern ganz oder teilweise 
befreit sind. Ist der Steuerpflichtige 
an mehreren Orten heimatberechtigt, 
so ergibt sich die Steuerpflicht nach 
dem Bürgerrecht, das er zuletzt er-
worben hat. Hat er das Schweizer 
Bürgerrecht nicht, so ist er am Wohn-
sitz oder am Sitz des Arbeitgebers 
steuerpflichtig. Die Steuerpflicht er-
streckt sich auch auf den Ehegatten 
und die Kinder im Sinne von Artikel 9.
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Geltendes Recht Bundesrat Nationalrat

Gliederungstitel nach Art. 8

2a. Kapitel: Zurechnung der 
Einkünfte und Abzüge

Art. 8a
1 Die Einkünfte und Abzüge werden 
der steuerpflichtigen Person nach 
ihren zivilrechtlichen Verhältnissen 
sowie nach ihren weiteren gesetzli-
chen Anspruchsberechtigungen zu-
gerechnet. 
2 Gewinnungskosten werden ihr ent-
sprechend den dazugehörigen Ein-
künften zugerechnet. Schuldzinsen 
werden ihr gemäss dem zugrundlie-
genden Vertrag zugerechnet.

Art. 9	 Kinder unter elterlicher 
Sorge 
 

1 Das Einkommen von Kindern unter 
gemeinsamer elterlicher Sorge wird 
den Eltern je zur Hälfte zugerechnet. 
Andernfalls wird das Einkommen der 
Kinder der Person zugerechnet, 
unter deren alleiniger elterlicher Sor-
ge sie stehen.
2 Für Einkommen aus Erwerbstätig-
keit werden die Kinder selbstständig 
besteuert.

Art. 9	 Ehegatten; eingetrage-
ne Partnerinnen oder 
Partner; Kinder unter 
elterlicher Sorge

1 Das Einkommen der Ehegatten, die 
in rechtlich und tatsächlich unge-
trennter Ehe leben, wird ohne Rück-
sicht auf den Güterstand zusammen-
gerechnet.

1bis Das Einkommen von Personen, 
die in rechtlich und tatsächlich unge-
trennter eingetragener Partnerschaft 
leben, wird zusammengerechnet. Die 
Stellung eingetragener Partnerinnen 
oder Partner entspricht in diesem 
Gesetz derjenigen von Ehegatten. 
Dies gilt auch bezüglich der Unter-
haltsbeiträge während des Beste-
hens der eingetragenen Partner-
schaft sowie der Unterhaltsbeiträge 
und der vermögensrechtlichen Ausei-
nandersetzung bei Getrenntleben 
und Auflösung einer eingetragenen 
Partnerschaft.
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Geltendes Recht Bundesrat Nationalrat

Art. 9a	 Personen in eingetra-
gener Partnerschaft

Die Stellung von Personen in einge-
tragener Partnerschaft entspricht in 
diesem Gesetz derjenigen von Ehe-
gatten. 

Art. 13 Sachüberschrift sowie Abs. 1 
und 2
Mithaftung für die Steuer 
1 Aufgehoben

2 Aufgehoben

2 Das Einkommen von Kindern unter 
der elterlichen Sorge9 wird dem 
Inhaber der elterlichen Sorge zuge-
rechnet; für Einkünfte aus einer Er-
werbstätigkeit wird das Kind jedoch 
selbständig besteuert.

Art. 13	 Haftung und Mithaf-
tung für die Steuer

1 Ehegatten, die in rechtlich und tat-
sächlich ungetrennter Ehe leben, 
haften solidarisch für die Gesamt-
steuer. Jeder Gatte haftet jedoch nur 
für seinen Anteil an der Gesamtsteu-
er, wenn einer von beiden zahlungs-
unfähig ist. Ferner haften sie solida-
risch für denjenigen Teil an der 
Gesamtsteuer, der auf das Kinderein-
kommen entfällt.
2 Bei rechtlich oder tatsächlich ge-
trennter Ehe entfällt die Solidarhaf-
tung auch für alle noch offenen Steu-
erschulden.
3 Mit dem Steuerpflichtigen haften 
solidarisch:
a.	 die unter seiner elterlichen Sorge 

stehenden Kinder bis zum Betra-
ge des auf sie entfallenden An-
teils an der Gesamtsteuer;
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Geltendes Recht Bundesrat Nationalrat

b.	 die in der Schweiz wohnenden 
Teilhaber an einer einfachen 
Gesellschaft, Kollektiv- oder Kom-
manditgesellschaft bis zum Betra-
ge ihrer Gesellschaftsanteile für 
die Steuern der im Ausland woh-
nenden Teilhaber;

c.	 Käufer und Verkäufer einer in der 
Schweiz gelegenen Liegenschaft 
bis zu 3 Prozent der Kaufsumme 
für die vom Händler oder Vermitt-
ler aus dieser Tätigkeit geschul-
deten Steuern, wenn der Händler 
oder der Vermittler in der Schweiz 
keinen steuerrechtlichen Wohn-
sitz hat;

d.	 die Personen, die Geschäftsbe-
triebe oder Betriebsstätten in der 
Schweiz auflösen oder in der 
Schweiz gelegene Grundstücke 
oder durch solche gesicherte 
Forderungen veräussern oder 
verwerten, bis zum Betrage des 
Reinerlöses, wenn der Steuer-
pflichtige keinen steuerrechtlichen 
Wohnsitz in der Schweiz hat.

4 Mit dem Steuernachfolger haften für 
die Steuer des Erblassers solidarisch 
der Erbschaftsverwalter und der 
Willensvollstrecker bis zum Betrage, 
der nach dem Stand des Nachlass-
vermögens im Zeitpunkt des Todes 
auf die Steuer entfällt. Die Haftung 
entfällt, wenn der Haftende nach-
weist, dass er alle nach den Umstän-
den gebotene Sorgfalt angewendet 
hat.
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Geltendes Recht Bundesrat Nationalrat

Art. 14 Abs. 2 und 4

2 Aufgehoben

Art. 14	 Besteuerung nach dem 
Aufwand

1 Natürliche Personen haben das 
Recht, anstelle der Einkommenssteu-
er eine Steuer nach dem Aufwand zu 
entrichten, wenn sie:
a.	 nicht das Schweizer Bürgerrecht 

haben;
b.	 erstmals oder nach mindestens 

zehnjähriger Unterbrechung un-
beschränkt steuerpflichtig (Art. 3) 
sind; und

c.	 in der Schweiz keine Erwerbstä-
tigkeit ausüben.

2 Ehegatten, die in rechtlich und tat-
sächlich ungetrennter Ehe leben, 
müssen beide die Voraussetzungen 
nach Absatz 1 erfüllen.
3 Die Steuer wird nach den jährlichen, 
in der Bemessungsperiode im In- und 
Ausland entstandenen Lebenshal-
tungskosten der steuerpflichtigen 
Person und der von ihr unterhaltenen 
Personen, mindestens aber nach 
dem höchsten der folgenden Beträge 
bemessen:
a.	 429 100 Franken;
b.	 für Steuerpflichtige mit eigenem 

Haushalt: dem Siebenfachen des 
jährlichen Mietzinses oder des 
Mietwerts nach Artikel 21 Absatz 
1 Buchstabe b;

c.	 für die übrigen Steuerpflichtigen: 
dem Dreifachen des jährlichen 
Pensionspreises für Unterkunft 
und Verpflegung am Ort des 
Aufenthalts nach Artikel 3;

d.	 der Summe der Bruttoerträge:
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Geltendes Recht Bundesrat Nationalrat

4 Die Steuer wird nach Artikel 36 
Absatz 1 berechnet. Die Ermässi-
gung nach Artikel 36 Absatz 2 ist 
nicht anwendbar.

1.	 der Einkünfte aus dem in der 
Schweiz gelegenen unbeweg-
lichen Vermögen,

2.	 der Einkünfte aus der in der 
Schweiz gelegenen Fahrnis,

3.	 der Einkünfte aus dem in der 
Schweiz angelegten bewegli-
chen Kapitalvermögen, ein-
schliesslich der grundpfänd-
lich gesicherten Forderungen,

4.	 der Einkünfte aus den in der 
Schweiz verwerteten Urheber-
rechten, Patenten und ähnli-
chen Rechten,

5.	 der Ruhegehälter, Renten und 
Pensionen, die aus schweize-
rischen Quellen fliessen,

6.	 der Einkünfte, für die die steu-
erpflichtige Person aufgrund 
eines von der Schweiz abge-
schlossenen Abkommens zur 
Vermeidung der Doppelbe-
steuerung gänzlich oder teil-
weise Entlastung von auslän-
dischen Steuern beansprucht.

4 Der Die Steuer wird nach dem or-
dentlichen Steuertarif (Art. 36) be-
rechnet. Die Ermässigung nach Arti-
kel 36 Absatz 2bis zweiter Satz kommt 
nicht zur Anwendung.
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Geltendes Recht Bundesrat Nationalrat

Art. 23 Bst. f
Steuerbar sind auch:

5 Werden Einkünfte aus einem Staat 
nur dann von dessen Steuern entlas-
tet, wenn die Schweiz diese Einkünf-
te allein oder mit anderen Einkünften 
zum Satz des Gesamteinkommens 
besteuert, so wird die Steuer nicht 
nur nach den in Absatz 3 Buchstabe 
d bezeichneten Einkünften, sondern 
auch nach allen aufgrund des betref-
fenden Doppelbesteuerungsabkom-
mens der Schweiz zugewiesenen 
Einkommensbestandteilen aus dem 
Quellenstaat bemessen.
6 Das Eidgenössische Finanzdeparte-
ment (EFD) passt den Betrag nach 
Absatz 3 Buchstabe a an den Lan-
desindex der Konsumentenpreise an. 
Artikel 39 Absatz 2 gilt sinngemäss.

Art. 23
Steuerbar sind auch:
a.	 alle anderen Einkünfte, die an die 

Stelle des Einkommens aus Er-
werbstätigkeit treten;

b.	 einmalige oder wiederkehrende 
Zahlungen bei Tod sowie für blei-
bende körperliche oder gesund-
heitliche Nachteile;

c.	 Entschädigungen für die Aufgabe 
oder Nichtausübung einer Tätig-
keit;

d.	 Entschädigungen für die 
Nichtausübung eines Rechtes;

e.	 ...
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Geltendes Recht Bundesrat Nationalrat

f.	 Unterhaltsbeiträge, die eine steu-
erpflichtige Person bei Schei-
dung, gerichtlicher oder tatsächli-
cher Trennung für sich erhält, 
sowie Unterhaltsbeiträge, die ein 
Elternteil für die unter seiner elter-
lichen Sorge stehenden Kinder 
erhält, sofern bei gemeinsamer 
elterlicher Sorge die beiden El-
ternteile nicht im gleichen Haus-
halt zusammenleben.

Art. 33 Abs. 1 Bst. c, g, h und hbis, 
1bis Bst. b und c sowie 2 und 3
1 Von den Einkünften werden abge-
zogen:

c.	 die Unterhaltsbeiträge an den 
geschiedenen, gerichtlich oder 
tatsächlich getrennt lebenden 
Ehegatten sowie die Unterhalts-
beiträge an einen Elternteil für die 
unter dessen elterlichen Sorge 
stehenden Kinder, sofern bei 
gemeinsamer elterlicher Sorge 
die beiden Elternteile nicht im 
gleichen Haushalt zusammenle-

f.	 Unterhaltsbeiträge, die ein Steu-
erpflichtiger bei Scheidung, ge-
richtlicher oder tatsächlicher Tren-
nung für sich erhält, sowie 
Unterhaltsbeiträge, die ein Eltern-
teil für die unter seiner elterlichen 
Sorge stehenden Kinder erhält.

Art. 33	 Schuldzinsen und 
andere Abzüge

1 Von den Einkünften werden abge-
zogen:
a.	 die privaten Schuldzinsen im 

Umfang der nach den Artikeln 20, 
20a und 21 steuerbaren Vermö-
genserträge und weiterer 50 000 
Franken. Nicht abzugsfähig sind 
Schuldzinsen für Darlehen, die 
eine Kapitalgesellschaft einer an 
ihrem Kapital massgeblich betei-
ligten oder ihr sonst wie nahe 
stehenden natürlichen Person zu 
Bedingungen gewährt, die erheb-
lich von den im Geschäftsverkehr 
unter Dritten üblichen Bedingun-
gen abweichen;

b.	 die dauernden Lasten sowie 40 
Prozent der bezahlten Leibrenten;

c.	 die Unterhaltsbeiträge an den 
geschiedenen, gerichtlich oder 
tatsächlich getrennt lebenden 
Ehegatten sowie die Unterhalts-
beiträge an einen Elternteil für die 
unter dessen elterlichen Sorge 
stehenden Kinder, nicht jedoch 
Leistungen in Erfüllung anderer 
familienrechtlicher Unterhalts- 
oder Unterstützungspflichten;
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Geltendes Recht Bundesrat Nationalrat

ben; nicht abziehbar sind jedoch 
Leistungen in Erfüllung anderer 
familienrechtlicher Unterhalts- 
oder Unterstützungspflichten;

g.	 die Einlagen, Prämien und Beiträ-
ge für die Lebens-, die Kranken- 
und die nicht unter Buchstabe f 
fallende Unfallversicherung sowie 
die Zinsen von Sparkapitalien der 
steuerpflichtigen Person und der 
von ihr gemäss Artikel 35 Absatz 
1 unterhaltenen Personen bis 
zum Gesamtbetrag von 1800 
Franken;

d.	 die gemäss Gesetz, Statut oder 
Reglement geleisteten Einlagen, 
Prämien und Beiträge an die 
Alters-, Hinterlassenen- und Inva-
lidenversicherung und an Einrich-
tungen der beruflichen Vorsorge;

e.	 Einlagen, Prämien und Beiträge 
zum Erwerb von vertraglichen 
Ansprüchen aus anerkannten 
Formen der gebundenen Selbst-
vorsorge; der Bundesrat legt in 
Zusammenarbeit mit den Kanto-
nen die anerkannten Vorsorgefor-
men und die Höhe der abzugsfä-
higen Beiträge fest;

f.	 die Prämien und Beiträge für die 
Erwerbsersatzordnung, die Ar-
beitslosenversicherung und die 
obligatorische Unfallversicherung;

g.	 die Einlagen, Prämien und Beiträ-
ge für die Lebens-, die Kranken- 
und die nicht unter Buchstabe f 
fallende Unfallversicherung sowie 
die Zinsen von Sparkapitalien der 
steuerpflichtigen Person und der 
von ihr unterhaltenen Personen, 
bis zum Gesamtbetrag von:

1.	 3600 Franken für Ehepaare, 
die in rechtlich und tatsächlich 
ungetrennter Ehe leben,

2.	 1800 Franken für die übrigen 
Steuerpflichtigen;

e-parl 01.10.2024 16:23



-  14  -

Geltendes Recht Bundesrat Nationalrat

h.	 die Krankheits- und Unfallkosten 
der steuerpflichtigen Person und 
der von ihr gemäss Artikel 35 
Absatz 1 unterhaltenen Perso-
nen, soweit diese Kosten 5 Pro-
zent der um die Aufwendungen 
nach den Artikeln 26–32 sowie 
die übrigen Abzüge nach diesem 
Artikel verminderten steuerbaren 
Einkünfte übersteigen; 

hbis.	 die behinderungsbedingten 
Kosten der steuerpflichtigen Per-
son oder der von ihr gemäss 
Artikel 35 Absatz 1 unterhaltenen 
Personen mit Behinderungen im 
Sinne des Behindertengleichstel-
lungsgesetzes vom 13. Dezem-
ber 20023, soweit diese Kosten 
den Abzug nach Artikel 35 Absatz 
1 Buchstabe c übersteigen;

3		 SR 151.3

h.	 die Krankheits- und Unfallkosten 
des Steuerpflichtigen und der von 
ihm unterhaltenen Personen, 
soweit der Steuerpflichtige die 
Kosten selber trägt und diese 
5 Prozent der um die Aufwendun-
gen (Art. 26–33) verminderten 
steuerbaren Einkünfte überstei-
gen;

hbis.	 die behinderungsbedingten 
Kosten des Steuerpflichtigen oder 
der von ihm unterhaltenen Perso-
nen mit Behinderungen im Sinne 
des Behindertengleichstellungs-
gesetzes vom 13. Dezember 
2002, soweit der Steuerpflichtige 
die Kosten selber trägt;

i.	 die Mitgliederbeiträge und Zu-
wendungen bis zum Gesamtbe-
trag von 10 400 Franken an politi-
sche Parteien, die:
1.	 im Parteienregister nach Arti-

kel 76a des Bundesgesetzes 
vom 17. Dezember 1976 über 
die politischen Rechte einge-
tragen sind,

2.	 in einem kantonalen Parla-
ment vertreten sind, oder

3.	 in einem Kanton bei den letz-
ten Wahlen des kantonalen 
Parlaments mindestens 3 Pro-
zent der Stimmen erreicht 
haben;

j.	 die Kosten der berufsorientierten 
Aus- und Weiterbildung, ein-
schliesslich der Umschulungskos-
ten, bis zum Gesamtbetrag von 
12 900 Franken, sofern:
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Geltendes Recht Bundesrat Nationalrat

1bis Die Abzüge nach Absatz 1 Buch-
stabe g erhöhen sich:

b.	 um 700 Franken für jedes Kind, 
für das die steuerpflichtige Per-
son einen Abzug nach Artikel 35 
Absatz 1 Buchstaben a oder b 
geltend machen kann; die Zuwei-
sung des Abzugs an die Eltern 
richtet sich nach Artikel 35 Absatz 
1 Buchstaben a und b;

c.	 um 700 Franken für jede Person, 
für die die steuerpflichtige Person 
einen Abzug nach Artikel 35 Ab-
satz 1 Buchstabe c geltend ma-
chen kann.

2 Aufgehoben

1.	 ein erster Abschluss auf der 
Sekundarstufe II vorliegt, oder

2.	 das 20. Lebensjahr vollendet 
ist und es sich nicht um die 
Ausbildungskosten bis zum 
ersten Abschluss auf der 
Sekundarstufe II handelt.

1bis Die Abzüge nach Absatz 1 Buch-
stabe g erhöhen sich:
a.	 um die Hälfte für Steuerpflichtige 

ohne Beiträge nach Absatz 1 
Buchstaben d und e;

b.	 um 700 Franken für jedes Kind 
oder jede unterstützungsbedürfti-
ge Person, für die die steuer-
pflichtige Person einen Abzug 
nach Artikel 35 Absatz 1 Buchsta-
be a oder b geltend machen 
kann.

2 Leben Ehegatten in rechtlich und 
tatsächlich ungetrennter Ehe und 
erzielen beide ein Erwerbseinkom-
men, so werden vom niedrigeren 
Erwerbseinkommen 50 Prozent, 
jedoch mindestens 8500 Franken 
und höchstens 13 900 Franken abge-
zogen. Als Erwerbseinkommen gel-
ten die steuerbaren Einkünfte aus 
unselbständiger oder selbständiger 
Erwerbstätigkeit abzüglich der Auf-
wendungen nach den Artikeln 26–31 
und der allgemeinen Abzüge nach 
Absatz 1 Buchstaben d–f. Bei erheb-
licher Mitarbeit eines Ehegatten im 
Beruf, Geschäft oder Gewerbe des 
andern Ehegatten oder bei gemein-
samer selbständiger Erwerbstätigkeit 
wird jedem Ehegatten die Hälfte des 
gemeinsamen Erwerbseinkommens 
zugewiesen. Eine abweichende Auf-
teilung ist vom Ehepaar nachzuwei-
sen.

e-parl 01.10.2024 16:23



-  16  -

Geltendes Recht Bundesrat Nationalrat

3 Von den Einkünften abgezogen 
werden die nachgewiesenen Kosten 
für die Drittbetreuung, jedoch höchs-
tens 25 500 Franken pro Kind, für 
dessen Unterhalt die steuerpflichtige 
Person sorgt und das das 14. Al-
tersjahr noch nicht vollendet hat, 
soweit diese Kosten in direktem kau-
salem Zusammenhang mit der Er-
werbstätigkeit, Ausbildung oder Er-
werbsunfähigkeit der 
steuerpflichtigen Person stehen. Zum 
Abzug der nachgewiesenen Kosten 
sind berechtigt:
a.	 bis zum Maximalbetrag: die steu-

erpflichtige Person, mit der das 
Kind, das unter ihrer alleinigen 
elterlichen Sorge steht, im glei-
chen Haushalt lebt, sowie die 
steuerpflichtige Person, mit der 
das Kind, das unter gemeinsamer 
elterlicher Sorge steht, ohne den 
anderen Elternteil im gleichen 
Haushalt lebt;

b.	 bis je zur Hälfte des Maximalbe-
trags: die beiden Elternteile, mit 
denen das Kind, das unter ihrer 
gemeinsamen elterlichen Sorge 
steht, im gleichen Haushalt lebt;

c.	 bis je zur Hälfte des Maximalbe-
trags: die beiden getrennt leben-
den Elternteile, mit denen das 
Kind, das unter ihrer gemeinsa-
men elterlichen Sorge steht, ab-
wechslungsweise im gleichen 
Haushalt lebt; falls nur bei einem 
Elternteil Kosten für die Drittbe-
treuung entstehen, steht diesem 
der Abzug bis zum Maximalbetrag 
zu. 

3 Von den Einkünften werden abge-
zogen die nachgewiesenen Kosten, 
jedoch höchstens 25 500 Franken, 
für die Drittbetreuung jedes Kindes, 
das das 14. Altersjahr noch nicht 
vollendet hat und mit der steuer-
pflichtigen Person, die für seinen 
Unterhalt sorgt, im gleichen Haushalt 
lebt, soweit diese Kosten in direktem 
kausalem Zusammenhang mit der 
Erwerbstätigkeit, Ausbildung oder 
Erwerbsunfähigkeit der steuerpflichti-
gen Person stehen.
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Art. 35 Abs. 1 
1 Vom Einkommen werden abgezo-
gen:
a.	 12 000 Franken für jedes unter 

der elterlichen Sorge der steuer-
pflichtigen Person stehende min-
derjährige Kind, für dessen Unter-
halt die steuerpflichtige Person 
allein sorgt; die Hälfte für jeden 
Elternteil, wenn das Kind unter 
gemeinsamer elterlicher Sorge 
steht und keine Unterhaltsbeiträ-
ge nach Artikel 33 Absatz 1 Buch-
stabe c für das Kind geltend ge-
macht werden; 

b.	 12 000 Franken für jedes in der 
beruflichen oder schulischen 
Ausbildung stehende volljährige 
Kind, für dessen Unterhalt die 
steuerpflichtige Person allein 
sorgt; tragen beide Elternteile 
zum Unterhalt bei, so wird der 
Abzug hälftig aufgeteilt. 
 

4 Von den einzelnen Gewinnen aus 
der Teilnahme an Geldspielen, wel-
che nicht nach Artikel 24 Buchstaben 
ibis–j steuerfrei sind, werden 5 Pro-
zent, jedoch höchstens 5300 Fran-
ken, als Einsatzkosten abgezogen. 
Von den einzelnen Gewinnen aus der 
Online-Teilnahme an Spielbanken-
spielen nach Artikel 24 Buchstabe 
ibis werden die vom Online-Spieler-
konto abgebuchten Spieleinsätze im 
Steuerjahr, jedoch höchstens 26 400 
Franken abgezogen.

Art. 35
1 Vom Einkommen werden abgezo-
gen:
a.	 6700 Franken für jedes minder-

jährige oder in der beruflichen 
oder schulischen Ausbildung 
stehende Kind, für dessen Unter-
halt die steuerpflichtige Person 
sorgt; werden die Eltern getrennt 
besteuert, so wird der Kinderab-
zug hälftig aufgeteilt, wenn das 
Kind unter gemeinsamer elterli-
cher Sorge steht und keine Unter-
haltsbeiträge nach Artikel 33 
Absatz 1 Buchstabe c für das 
Kind geltend gemacht werden;

b.	 6700 Franken für jede erwerbsun-
fähige oder beschränkt erwerbs-
fähige Person, zu deren Unterhalt 
die steuerpflichtige Person min-
destens in der Höhe des Abzugs 
beiträgt; der Abzug kann nicht 
beansprucht werden für den Ehe-
gatten und für Kinder, für die ein 
Abzug nach Buchstabe a gewährt 
wird;
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c.	 6700 Franken für jede unterstüt-
zungsbedürftige Person, zu deren 
Unterhalt die steuerpflichtige 
Person mindestens in der Höhe 
des Abzugs beiträgt; der Abzug 
kann nicht beansprucht werden 
für Kinder, für die ein Abzug nach 
Buchstabe a oder b geltend ge-
macht wird, und für den geschie-
denen, gerichtlich oder tatsäch-
lich getrennt lebenden Ehegatten, 
für den ein Abzug nach Artikel 33 
Absatz 1 Buchstabe c geltend 
gemacht wird.

Gliederungstitel vor Art. 36

5. Kapitel: Steuerberechnung
1. Abschnitt: Tarif; Ermässi-
gung des Steuerbetrags

c.	 2800 Franken für Ehepaare, die 
in rechtlich und tatsächlich unge-
trennter Ehe leben.

2 Die Sozialabzüge werden nach den 
Verhältnissen am Ende der Steuer-
periode (Art. 40) oder der Steuer-
pflicht festgesetzt.
3 Bei teilweiser Steuerpflicht werden 
die Sozialabzüge anteilsmässig ge-
währt.

5. Kapitel: Steuerberechnung
1. Abschnitt: Tarife
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Art. 36
1 Die Steuer für ein Steuerjahr  
beträgt:                         Franken

bis 20 000 Franken 
Einkommen 0.00
und für je weitere 100 
Franken Einkommen 0.70

für 35 200 Franken 
Einkommen 106.40
und für je weitere 100 
Franken Einkommen 0.90   mehr;

für 46 000 Franken 
Einkommen 203.60
und für je weitere 100 
Franken Einkommen 2.00   mehr;

für 61 300 Franken 
Einkommen 509.60
und für je weitere 100 
Franken Einkommen 3.30   mehr;

für 80 600 Franken 
Einkommen 1146.50
und für je weitere 100 
Franken Einkommen 7.00   mehr;

für 86 900 Franken 
Einkommen 1587.50
und für je weitere 100 
Franken Einkommen 8.00   mehr;

für 115 200 Franken 
Einkommen 3851.50
und für je weitere 100 
Franken Einkommen 9.50   mehr;

für 149 700 Franken 
Einkommen 7129.00
und für je weitere 100 
Franken Einkommen 11.70   mehr;

für 195 800 Franken 
Einkommen 12 522.70
und für je weitere 100 
Franken Einkommen 13.30   mehr;

für 751 100 Franken 
Einkommen 86 376.50
und für je weitere 100 
Franken Einkommen 11.50   mehr; 

Art. 36
1 Die Steuer für ein Steuerjahr  
beträgt:                          Franken

bis 15 000 Franken 
Einkommen 0.00
und für je weitere 100 
Franken Einkommen 0.77

für 32 800 Franken 
Einkommen 137.05
und für je weitere 100 
Franken Einkommen 0.88   mehr;

für 42 900 Franken 
Einkommen 225.90
und für je weitere 100 
Franken Einkommen 2.64  mehr;

für 57 200 Franken 
Einkommen 603.40
und für je weitere 100 
Franken Einkommen 2.97  mehr;

für 75 200 Franken 
Einkommen 1138.00
und für je weitere 100 
Franken Einkommen 5.94   mehr;

für 81 000 Franken 
Einkommen 1482.50
und für je weitere 100 
Franken Einkommen 6.60   mehr;

für 107 400 Franken 
Einkommen 3224.90
und für je weitere 100 
Franken Einkommen 8.80   mehr;

für 139 600 Franken 
Einkommen 6058.50
und für je weitere 100 
Franken Einkommen 11.00   mehr;

für 182 600 Franken 
Einkommen 10 788.50
und für je weitere 100 
Franken Einkommen 13.20   mehr;

für 783 200 Franken 
Einkommen 90 067.70

für 783 300 Franken 
Einkommen 90 079.50
und für je weitere 100 
Franken Einkommen 11.50   mehr; 
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2 Der Steuerbetrag ermässigt sich um 
259 Franken für:
a.	 jedes minderjährige oder in der 

beruflichen oder schulischen 
Ausbildung stehende volljährige 
Kind, das mit der steuerpflichtigen 
Person im gleichen Haushalt lebt 
und für das sie einen Abzug nach 
Artikel 35 Absatz 1 Buchstabe a 
oder b geltend machen kann; wird 
der Abzug hälftig auf die Eltern 
aufgeteilt, so beträgt die Ermässi-
gung für jeden Elternteil die Hälf-
te;

b.	 jede unterstützungsbedürftige 
Person, die mit der steuerpflichti-
gen Person im gleichen Haushalt 
lebt und für die sie einen Abzug 
nach Artikel 35 Absatz 1 Buchsta-
be c geltend machen kann.

3 Steuerbeträge unter 25 Franken 
werden nicht erhoben.

2 Für Ehepaare, die in rechtlich und 
tatsächlich ungetrennter Ehe leben, 
beträgt die jährliche Steuer:    Franken

bis 29 300 Franken 
Einkommen 0.00
und für je weitere 100 
Franken Einkommen 1.00

für 52 700 Franken Eink. 234.00
und für je weitere 100 
Franken Einkommen 2.00   mehr;

für 60 500 Franken Eink. 390.00
und für je weitere 100 
Franken Einkommen 3.00   mehr;

für 78 100 Franken Eink. 918.00
und für je weitere 100 
Franken Einkommen 4.00   mehr;

für 93 600 Franken Eink. 1538.00
und für je weitere 100 
Franken Einkommen 5.00   mehr;

für 107 200 Franken Eink. 2218.00
und für je weitere 100 
Franken Einkommen 6.00   mehr;

für 119 000 Franken Eink. 2926.00
und für je weitere 100 
Franken Einkommen 7.00   mehr;

für 128 800 Franken Eink. 3612.00
und für je weitere 100 
Franken Einkommen 8.00   mehr;

für 136 600 Franken Eink. 4236.00
und für je weitere 100 
Franken Einkommen 9.00   mehr;

für 142 300 Franken Eink. 4749.00
und für je weitere 100 
Franken Einkommen 10.00

  mehr;

 
für 146 300 Franken Eink. 5149.00

und für je weitere 100 
Franken Einkommen 11.00   mehr;

für 148 300 Franken Eink. 5369.00
und für je weitere 100 
Franken Einkommen 12.00   mehr;

für 150 300 Franken Eink. 5609.00
und für je weitere 100 
Franken Einkommen 13.00   mehr;

für 928 600 Franken Eink. 106 788.00
für 928 700 Franken 

Einkommen 106 800.50
und für je weitere 100 
Franken Einkommen 11.50   mehr;
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2bis Für die in rechtlich und tatsäch-
lich ungetrennter Ehe lebenden Ehe-
paare und die verwitweten, gericht-
lich oder tatsächlich getrennt 
lebenden, geschiedenen und ledigen 
steuerpflichtigen Personen, die mit 
Kindern oder unterstützungsbedürfti-
gen Personen im gleichen Haushalt 
zusammenleben und deren Unterhalt 
zur Hauptsache bestreiten, gilt Ab-
satz 2 sinngemäss. Der so ermittelte 
Steuerbetrag ermässigt sich um 259 
Franken für jedes Kind oder jede 
unterstützungsbedürftige Person.
3 Steuerbeträge unter 25 Franken 
werden nicht erhoben.
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Art. 37b Abs. 1 dritter Satz 
1 …  
 
 
 
 
 
 
 
 
 
                                        ... Werden 
keine solchen Einkäufe vorgenom-
men, so wird die Steuer auf dem 
Betrag der realisierten stillen Reser-
ven, für den die steuerpflichtige Per-
son die Zulässigkeit eines Einkaufs 
nach Artikel 33 Absatz 1 Buchstabe d 
nachweist, zu einem Fünftel des 
Tarifs nach Artikel 36 berechnet. …

Art. 37b	 Liquidationsgewinne
1 Wird die selbstständige Erwerbstä-
tigkeit nach dem vollendeten 55. 
Altersjahr oder wegen Unfähigkeit 
zur Weiterführung infolge Invalidität 
definitiv aufgegeben, so ist die Sum-
me der in den letzten zwei Ge-
schäftsjahren realisierten stillen Re-
serven getrennt vom übrigen 
Einkommen zu besteuern. Einkaufs-
beiträge gemäss Artikel 33 Absatz 1 
Buchstabe d sind abziehbar. Werden 
keine solchen Einkäufe vorgenom-
men, so wird die Steuer auf dem 
Betrag der realisierten stillen Reser-
ven, für den der Steuerpflichtige die 
Zulässigkeit eines Einkaufs gemäss 
Artikel 33 Absatz 1 Buchstabe d 
nachweist, zu einem Fünftel der 
Tarife nach Artikel 36 berechnet. Für 
die Bestimmung des auf den Restbe-
trag der realisierten stillen Reserven 
anwendbaren Satzes ist ein Fünftel 
dieses Restbetrages massgebend, 
es wird aber in jedem Falle eine 
Steuer zu einem Satz von mindes-
tens 2 Prozent erhoben.
2 Absatz 1 gilt auch für den überle-
benden Ehegatten, die anderen Er-
ben und die Vermächtnisnehmer, 
sofern sie das übernommene Unter-
nehmen nicht fortführen; die steuerli-
che Abrechnung erfolgt spätestens 
fünf Kalenderjahre nach Ablauf des 
Todesjahres des Erblassers.
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Art. 38 Abs. 2

2 Sie wird zu einem Fünftel des Tarifs 
nach Artikel 36 Absatz 1 berechnet. 

Art. 39 Abs. 1
1 Bei der Steuer vom Einkommen der 
natürlichen Personen werden die 
Folgen der kalten Progression durch 
gleichmässige Anpassung der Tarif-
stufen und der in Frankenbeträgen 
festgesetzten Abzüge vom Einkom-
men und vom Steuerbetrag voll aus-
geglichen. Die Beträge der Abzüge 
vom Einkommen werden auf 100 
Franken auf- oder abgerundet; die 
Ermässigung des Steuerbetrags 
nach Artikel 36 Absatz 2 wird auf 10 
Franken auf- oder abgerundet.

Art. 38	 Kapitalleistungen aus 
Vorsorge

1 Kapitalleistungen nach Artikel 22 
sowie Zahlungen bei Tod und für 
bleibende körperliche oder gesund-
heitliche Nachteile werden gesondert 
besteuert. Sie unterliegen stets einer 
vollen Jahressteuer.
1bis Die Steuer wird für das Steuer-
jahr festgesetzt, in dem die entspre-
chenden Einkünfte zugeflossen sind.
2 Sie wird zu einem Fünftel der Tarife 
nach Artikel 36 Absätze 1, 2 und 2bis 
erster Satz berechnet.
3 Die Sozialabzüge werden nicht 
gewährt.

Art. 39
1 Bei der Steuer vom Einkommen der 
natürlichen Personen werden die 
Folgen der kalten Progression durch 
gleichmässige Anpassung der Tarif-
stufen und der in Frankenbeträgen 
festgesetzten Abzüge vom Einkom-
men voll ausgeglichen. Die Beträge 
sind auf 100 Franken auf- oder abzu-
runden.

2 Das EFD passt die Tarifstufen und 
die Abzüge jährlich an den Landesin-
dex der Konsumentenpreise an. 
Massgebend ist der Indexstand am 
30. Juni vor Beginn der Steuerperio-
de. Bei negativem Teuerungsverlauf 
ist eine Anpassung ausgeschlossen. 
Der auf eine negative Teuerung fol-
gende Ausgleich erfolgt auf Basis 
des letzten Ausgleichs.
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Art. 42 

Aufgehoben

Art. 85 Abs. 1–3 
1 Die Eidgenössische Steuerverwal-
tung (ESTV) berechnet die Höhe des 
Quellensteuerabzugs auf der Grund-
lage des für die Einkommenssteuer 
natürlicher Personen geltenden Steu-
ertarifs.

3 ...

Art. 42	 Veranlagung bei Be-
gründung und Auflö-
sung der Ehe

1 Ehegatten, die in rechtlich und tat-
sächlich ungetrennter Ehe leben, 
werden für die ganze Steuerperiode, 
in der sie die Ehe geschlossen ha-
ben, nach Artikel 9 Absatz 1 veran-
lagt.
2 Bei Scheidung, gerichtlicher oder 
tatsächlicher Trennung werden die 
Ehegatten für die ganze Steuerperio-
de separat veranlagt.
3 Stirbt ein in rechtlich und tatsächlich 
ungetrennter Ehe lebender Ehegatte, 
so werden bis zu seinem Todestag 
beide Ehegatten gemeinsam veran-
lagt (Art. 9 Abs. 1). Der überlebende 
Ehegatte wird für den Rest der Steu-
erperiode separat zu dem für ihn 
anwendbaren Tarif veranlagt. Artikel 
40 Absatz 3 gilt sinngemäss.

Art. 85	 Quellensteuerabzug
1 Die Eidgenössische Steuerverwal-
tung (ESTV) berechnet die Höhe des 
Quellensteuerabzugs auf der Grund-
lage der für die Einkommenssteuer 
natürlicher Personen geltenden Steu-
ertarife.
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2 Bei der Berechnung des Abzugs 
werden Pauschalen für Berufskosten 
(Art. 26), Versicherungsprämien (Art. 
33 Abs. 1 Bst. d, f und g) und die 
Familienlasten (Art. 35 Abs. 1 Bst. a 
und b) berücksichtigt. Die ESTV 
veröffentlicht die Pauschalen.
3 Aufgehoben

2 Bei der Berechnung des Abzugs 
werden Pauschalen für Berufskosten 
(Art. 26) und für Versicherungsprämi-
en (Art. 33 Abs. 1 Bst. d, f und g) 
sowie Abzüge für Familienlasten (Art. 
35) berücksichtigt. Die ESTV veröf-
fentlicht die einzelnen Pauschalen.
3 Der Abzug für die in rechtlich und 
tatsächlich ungetrennter Ehe leben-
den Ehegatten, die beide erwerbstä-
tig sind, richtet sich nach Tarifen, die 
ihr Gesamteinkommen (Art. 9 Abs. 
1), die Pauschalen und Abzüge nach 
Absatz 2 sowie den Abzug bei Er-
werbstätigkeit beider Ehegatten (Art. 
33 Abs. 2) berücksichtigen.
4 Die ESTV legt zusammen mit den 
Kantonen einheitlich fest, wie insbe-
sondere der 13. Monatslohn, Gratifi-
kationen, unregelmässige Beschäfti-
gung, Stundenlöhner, Teilzeit- oder 
Nebenerwerb sowie Leistungen nach 
Artikel 18 Absatz 3 AHVG und wel-
che satzbestimmenden Elemente zu 
berücksichtigen sind. Die ESTV re-
gelt zusammen mit den Kantonen 
weiter wie bei Tarifwechsel, rückwir-
kenden Gehaltsanpassungen und 
-korrekturen, sowie Leistungen vor 
Beginn und nach Beendigung der 
Anstellung zu verfahren ist.
5 Sie bestimmt im Einvernehmen mit 
der kantonalen Behörde die Ansätze, 
die als direkte Bundessteuer in den 
kantonalen Tarif einzurechnen sind.
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Art. 89 Abs. 3

3 Aufgehoben

Art. 89	 Obligatorische nach-
trägliche ordentliche 
Veranlagung

1 Personen, die nach Artikel 83 Ab-
satz 1 der Quellensteuer unterliegen, 
werden nachträglich im ordentlichen 
Verfahren veranlagt, wenn:
a.	 ihr Bruttoeinkommen in einem 

Steuerjahr einen bestimmten 
Betrag erreicht oder übersteigt; 
oder

b.	 sie über Einkünfte verfügen, die 
nicht der Quellensteuer unterlie-
gen.

2 Das EFD legt den Betrag nach 
Absatz 1 Buchstabe a in Zusammen-
arbeit mit den Kantonen fest.
3 Der nachträglichen ordentlichen 
Veranlagung unterliegt auch, wer mit 
einer Person nach Absatz 1 in recht-
lich und tatsächlich ungetrennter Ehe 
lebt.
4 Personen mit Einkünften nach Ab-
satz 1 Buchstabe b müssen das 
Formular für die Steuererklärung bis 
am 31. März des auf das Steuerjahr 
folgenden Jahres bei der zuständi-
gen Behörde verlangen.
5 Die nachträgliche ordentliche Ver-
anlagung gilt bis zum Ende der Quel-
lensteuerpflicht.
6 Die an der Quelle abgezogene 
Steuer wird zinslos angerechnet.
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Art. 89a Abs. 2 und 3 erster Satz

2 Aufgehoben

3 Der Antrag muss bis am 31. März 
des auf das Steuerjahr folgenden 
Jahres eingereicht werden. … 
 
 

Art. 99a Abs. 1 Bst. a

1 Personen, die nach Artikel 91 der 
Quellensteuer unterliegen, können 
für jede Steuerperiode bis am 
31. März des auf das Steuerjahr 
folgenden Jahres eine nachträgliche 
ordentliche Veranlagung beantragen, 
wenn:

Art. 89a	 Nachträgliche ordentli-
che Veranlagung auf 
Antrag

1 Personen, die nach Artikel 83 Ab-
satz 1 der Quellensteuer unterliegen 
und keine der Voraussetzungen nach 
Artikel 89 Absatz 1 erfüllen, werden 
auf Antrag hin nachträglich im ordent-
lichen Verfahren veranlagt.
2 Der Antrag erstreckt sich auch auf 
den Ehegatten, der mit dem Antrag-
steller in rechtlich und tatsächlich 
ungetrennter Ehe lebt.
3 Er muss bis am 31. März des auf 
das Steuerjahr folgenden Jahres 
eingereicht werden. Für Personen, 
die die Schweiz verlassen, endet die 
Frist für die Einreichung des Antrags 
im Zeitpunkt der Abmeldung.
4 Erfolgt keine nachträgliche ordentli-
che Veranlagung auf Antrag, so tritt 
die Quellensteuer an die Stelle der 
im ordentlichen Verfahren zu veranla-
genden direkten Bundessteuer auf 
dem Erwerbseinkommen. Nachträg-
lich werden keine zusätzlichen Abzü-
ge gewährt.
5 Artikel 89 Absätze 5 und 6 ist an-
wendbar.

Art. 99a	 Nachträgliche ordentli-
che Veranlagung auf 
Antrag

1 Personen, die nach Artikel 91 der 
Quellensteuer unterliegen, können 
für jede Steuerperiode bis am 
31. März des auf das Steuerjahr 
folgenden Jahres eine nachträgliche 
ordentliche Veranlagung beantragen, 
wenn:

e-parl 01.10.2024 16:23



-  28  -

Geltendes Recht Bundesrat Nationalrat

a.	 der überwiegende Teil ihrer welt-
weiten Einkünfte in der Schweiz 
steuerbar ist; 

Zweiter Titel 2. Kapitel (Art. 113)
Aufgehoben

Art. 113
Aufgehoben

a.	 der überwiegende Teil ihrer welt-
weiten Einkünfte, einschliesslich 
der Einkünfte des Ehegatten, in 
der Schweiz steuerbar ist;

b.	 ihre Situation mit derjenigen einer 
in der Schweiz wohnhaften steu-
erpflichtigen Person vergleichbar 
ist; oder

c.	 eine solche Veranlagung erforder-
lich ist, um Abzüge geltend zu 
machen, die in einem Doppelbe-
steuerungsabkommen vorgese-
hen sind.

2 Die an der Quelle abgezogene 
Steuer wird zinslos angerechnet.
3 Das EFD präzisiert in Zusammenar-
beit mit den Kantonen die Vorausset-
zungen nach Absatz 1 und regelt das 
Verfahren.

2. Kapitel: Verfahrensrechtliche 
Stellung der Ehegatten

Art. 113

1 Ehegatten, die in rechtlich und tat-
sächlich ungetrennter Ehe leben, 
üben die nach diesem Gesetz dem 
Steuerpflichtigen zukommenden 
Verfahrensrechte und Verfahrens-
pflichten gemeinsam aus.
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Art. 114 Abs. 1
1 Die Steuerpflichtigen sind berech-
tigt, in die von ihnen eingereichten 
oder von ihnen unterzeichneten Ak-
ten Einsicht zu nehmen.
 
 

2 Sie unterschreiben die Steuererklä-
rung gemeinsam. Ist die Steuererklä-
rung nur von einem der beiden Ehe-
gatten unterzeichnet, so wird dem 
nichtunterzeichnenden Ehegatten 
eine Frist eingeräumt. Nach deren 
unbenutztem Ablauf wird die vertrag-
liche Vertretung unter Ehegatten 
angenommen.
3 Rechtsmittel und andere Eingaben 
gelten als rechtzeitig eingereicht, 
wenn ein Ehegatte innert Frist han-
delt.
4 Sämtliche Mitteilungen der Steuer-
behörden an verheiratete Steuer-
pflichtige, die in rechtlich und tat-
sächlich ungetrennter Ehe leben, 
werden an die Ehegatten gemeinsam 
gerichtet.

Art. 114	 Akteneinsicht
1 Steuerpflichtige sind berechtigt, in 
die von ihnen eingereichten oder von 
ihnen unterzeichneten Akten Einsicht 
zu nehmen. Gemeinsam zu veranla-
genden Ehegatten steht ein gegen-
seitiges Akteneinsichtsrecht zu.
2 Die übrigen Akten stehen dem 
Steuerpflichtigen zur Einsicht offen, 
sofern die Ermittlung des Sachver-
haltes abgeschlossen ist und soweit 
nicht öffentliche oder private Interes-
sen entgegenstehen.
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Art. 117 Abs. 3 und 4

3 Aufgehoben

4 Aufgehoben

3 Wird einem Steuerpflichtigen die 
Einsichtnahme in ein Aktenstück 
verweigert, so darf darauf zum Nach-
teil des Steuerpflichtigen nur abge-
stellt werden, wenn ihm die Behörde 
von dem für die Sache wesentlichen 
Inhalt mündlich oder schriftlich 
Kenntnis und ausserdem Gelegen-
heit gegeben hat, sich zu äussern 
und Gegenbeweismittel zu bezeich-
nen.
4 Auf Wunsch des Steuerpflichtigen 
bestätigt die Behörde die Verweige-
rung der Akteneinsicht durch eine 
Verfügung, die durch Beschwerde 
angefochten werden kann.

Art. 117	 Vertragliche Vertretung
1 Der Steuerpflichtige kann sich vor 
den mit dem Vollzug dieses Geset-
zes betrauten Behörden vertraglich 
vertreten lassen, soweit seine per-
sönliche Mitwirkung nicht notwendig 
ist.
2 Als Vertreter wird zugelassen, wer 
handlungsfähig ist und in bürgerli-
chen Ehren und Rechten steht. Die 
Behörde kann den Vertreter auffor-
dern, sich durch schriftliche Voll-
macht auszuweisen.
3 Haben Ehegatten, welche in recht-
lich und tatsächlich ungetrennter Ehe 
leben, keinen gemeinsamen Vertreter 
oder Zustellungsberechtigten bestellt, 
so ergehen sämtliche Zustellungen 
an die Ehegatten gemeinsam.
4 Zustellungen an Ehegatten, die in 
gerichtlich oder tatsächlich getrennter 
Ehe leben, erfolgen an jeden Ehegat-
ten gesondert.
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Art. 180

Aufgehoben

Art. 205g	 Übergangsbestimmung 
zur Änderung vom …

1 Für Steuerperioden vor Inkrafttreten 
der Änderung vom … gilt das alte 
Recht.
2 Die Folgen der kalten Progression 
zwischen dem letzten Indexstand am 
30. Juni vor der Schlussabstimmung 
zu den Änderungen vom … und dem 
Indexstand am 30. Juni des Jahres 
vor Inkrafttreten werden gemäss 
Artikel 39 ausgeglichen.

Art. 180	 Steuerhinterziehung 
von Ehegatten

Die steuerpflichtige Person, die in 
rechtlich und tatsächlich ungetrennter 
Ehe lebt, wird nur für die Hinterzie-
hung ihrer eigenen Steuerfaktoren 
gebüsst. Vorbehalten bleibt Artikel 
177. Die Mitunterzeichnung der Steu-
ererklärung stellt für sich allein keine 
Widerhandlung nach Artikel 177 dar.
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2. Steuerharmonisierungs- 
gesetz vom 14. Dezember 19904

Art. 3 Abs. 3–4 

3 Einkünfte, Vermögen und Abzüge 
werden der steuerpflichtigen Person 
nach ihren zivilrechtlichen Verhältnis-
sen sowie nach ihren weiteren ge-
setzlichen Anspruchsberechtigungen 
zugerechnet.  
 
 
 
 

3bis Gewinnungskosten werden ihr 
entsprechend den dazugehörigen 
Einkünften zugerechnet. Schuldzin-
sen werden ihr gemäss dem zugrun-
deliegenden Vertrag zugerechnet.

4		 SR 642.14

Art. 3	 Steuerpflicht aufgrund 
persönlicher Zugehö-
rigkeit

1 Natürliche Personen sind aufgrund 
persönlicher Zugehörigkeit steuer-
pflichtig, wenn sie ihren steuerrechtli-
chen Wohnsitz im Kanton haben 
oder wenn sie sich im Kanton, unge-
achtet vorübergehender Unterbre-
chung, bei Ausübung einer Erwerbs-
tätigkeit während mindestens 30 
Tage, ohne Ausübung einer Erwerbs-
tätigkeit während mindestens 90 
Tage aufhalten.
2 Einen steuerrechtlichen Wohnsitz 
im Kanton hat eine Person, wenn sie 
sich hier mit der Absicht dauernden 
Verbleibens aufhält oder wenn ihr 
das Bundesrecht hier einen besonde-
ren gesetzlichen Wohnsitz zuweist.
3 Einkommen und Vermögen der 
Ehegatten, die in rechtlich und tat-
sächlich ungetrennter Ehe leben, 
werden ohne Rücksicht auf den Gü-
terstand zusammengerechnet. Ein-
kommen und Vermögen von Kindern 
unter elterlicher Sorge5 werden dem 
Inhaber der elterlichen Sorge zuge-
rechnet. Erwerbseinkommen der 
Kinder sowie Grundstückgewinne 
werden selbständig besteuert.
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3ter Einkommen und Vermögen von 
Kindern unter gemeinsamer elterli-
cher Sorge werden den Eltern je zur 
Hälfte zugerechnet. Andernfalls wer-
den die Einkommen und Vermögen 
der Kinder der Person zugerechnet, 
unter deren alleiniger elterlicher Sor-
ge sie stehen. Für Einkommen aus 
Erwerbstätigkeit sowie Grundstück-
gewinne werden die Kinder selbst-
ständig besteuert.
4 Die Stellung von Personen in einge-
tragener Partnerschaft entspricht in 
diesem Gesetz derjenigen von Ehe-
gatten. 
 
 
 
 
 
 
 

Art. 6 Abs. 2

4 Absatz 3 gilt für eingetragene Part-
nerschaften sinngemäss. Die Stel-
lung eingetragener Partnerinnen oder 
Partner entspricht derjenigen von 
Ehegatten. Dies gilt auch bezüglich 
der Unterhaltsbeiträge während des 
Bestehens der eingetragenen Part-
nerschaft sowie der Unterhaltsbeiträ-
ge und der vermögensrechtlichen 
Auseinandersetzung bei Getrenntle-
ben und Auflösung einer eingetrage-
nen Partnerschaft.

Art. 6	 Besteuerung nach dem 
Aufwand

1 Der Kanton kann natürlichen Perso-
nen das Recht zugestehen, anstelle 
der Einkommens- und Vermögens-
steuer eine Steuer nach dem Auf-
wand zu entrichten, wenn sie:
a.	 nicht das Schweizer Bürgerrecht 

haben;
b.	 erstmals oder nach mindestens 

zehnjähriger Unterbrechung un-
beschränkt steuerpflichtig (Art. 3) 
sind; und

c.	 in der Schweiz keine Erwerbstä-
tigkeit ausüben.
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2 Aufgehoben2 Ehegatten, die in rechtlich und 
tatsächlich ungetrennter Ehe leben, 
müssen beide die Voraussetzungen 
nach Absatz 1 erfüllen.
3 Die Steuer, die an die Stelle der 
Einkommenssteuer tritt, wird nach 
den jährlichen, in der Bemessungs-
periode im In- und Ausland entstan-
denen Lebenshaltungskosten der 
steuerpflichtigen Person und der von 
ihr unterhaltenen Personen, mindes-
tens aber nach dem höchsten der 
folgenden Beträge bemessen:
a.	 einem vom Kanton festgelegten 

Mindestbetrag;
b.	 für Steuerpflichtige mit eigenem 

Haushalt: dem Siebenfachen des 
jährlichen Mietzinses oder des 
von den zuständigen Behörden 
festgelegten Mietwerts;

c.	 für die übrigen Steuerpflichtigen: 
dem Dreifachen des jährlichen 
Pensionspreises für Unterkunft 
und Verpflegung am Ort des 
Aufenthalts nach Artikel 3;

4 Die Steuer wird nach dem ordentli-
chen Steuertarif berechnet.
5 Die Kantone bestimmen, wie die 
Besteuerung nach dem Aufwand die 
Vermögenssteuer abgilt.
6 Die Steuer nach dem Aufwand 
muss mindestens gleich hoch sein 
wie die Summe der nach den ordent-
lichen Tarifen berechneten Einkom-
mens- und Vermögenssteuern vom 
gesamten Bruttobetrag:
a.	 des in der Schweiz gelegenen 

unbeweglichen Vermögens und 
von dessen Einkünften;
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b.	 der in der Schweiz gelegenen 
Fahrnis und von deren Einkünf-
ten;

c.	 des in der Schweiz angelegten 
beweglichen Kapitalvermögens, 
einschliesslich der grundpfändlich 
gesicherten Forderungen, und 
von dessen Einkünften;

d.	 der in der Schweiz verwerteten 
Urheberrechte, Patente und ähn-
lichen Rechte und von deren 
Einkünften;

e.	 der Ruhegehälter, Renten und 
Pensionen, die aus schweizeri-
schen Quellen fliessen;

f.	 der Einkünfte, für die die steuer-
pflichtige Person aufgrund eines 
von der Schweiz abgeschlosse-
nen Abkommens zur Vermeidung 
der Doppelbesteuerung gänzliche 
oder teilweise Entlastung von 
ausländischen Steuern bean-
sprucht.

7 Werden Einkünfte aus einem Staat 
nur dann von dessen Steuern entlas-
tet, wenn die Schweiz diese Einkünf-
te allein oder mit anderen Einkünften 
zum Satz des Gesamteinkommens 
besteuert, so wird die Steuer nicht 
nur nach den in Absatz 6 bezeichne-
ten Einkünften, sondern auch nach 
allen aufgrund des betreffenden 
Doppelbesteuerungsabkommens der 
Schweiz zugewiesenen Einkom-
mensbestandteilen aus dem Quellen-
staat bemessen.
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Art. 7 Abs. 4 Bst. gArt. 7	 Grundsatz
1 Der Einkommenssteuer unterliegen 
alle wiederkehrenden und einmaligen 
Einkünfte, insbesondere solche aus 
unselbständiger und selbständiger 
Erwerbstätigkeit, aus Vermögenser-
trag, eingeschlossen die Eigennut-
zung von Grundstücken, aus Vorsor-
geeinrichtungen sowie aus 
Leibrenten. Die vom Arbeitgeber 
getragenen Kosten der berufsorien-
tierten Aus- und Weiterbildung, ein-
schliesslich Umschulungskosten, 
stellen unabhängig von deren Höhe 
keine steuerbaren Einkünfte dar. 
Dividenden, Gewinnanteile, Liquidati-
onsüberschüsse und geldwerte Vor-
teile aus Aktien, Anteilen an Gesell-
schaften mit beschränkter Haftung, 
Genossenschaftsanteilen und Partizi-
pationsscheinen (einschliesslich 
Gratisaktien, Gratisnennwerterhö-
hungen u. dgl.) sind im Umfang von 
50 Prozent steuerbar, wenn diese 
Beteiligungsrechte mindestens 10 
Prozent des Grund- oder Stammkapi-
tals einer Kapitalgesellschaft oder 
Genossenschaft darstellen. Die Kan-
tone können eine höhere Besteue-
rung vorsehen.
1bis Ein bei der Rückgabe von Beteili-
gungsrechten im Sinne von Artikel 4a 
des Bundesgesetzes vom 13. Okto-
ber 1965 über die Verrechnungssteu-
er an die Kapitalgesellschaft oder 
Genossenschaft erzielter Vermögen-
sertrag gilt in dem Jahr als realisiert, 
in welchem die Verrechnungssteuer-
forderung entsteht (Art. 12 Abs. 1 
und 1bis des BG vom 13. Okt. 1965 
über die Verrechnungssteuer).

e-parl 01.10.2024 16:23



-  37  -

Geltendes Recht Bundesrat Nationalrat

4 Steuerfrei sind nur:

1ter Erträge aus rückkaufsfähigen 
Kapitalversicherungen mit Einmalprä-
mie sind im Erlebensfall oder bei 
Rückkauf steuerbar, ausser wenn 
diese Kapitalversicherungen der 
Vorsorge dienen. Als der Vorsorge 
dienend gilt die Auszahlung der Ver-
sicherungsleistung ab dem vollende-
ten 60. Altersjahr des Versicherten 
auf Grund eines mindestens fünfjäh-
rigen Vertragsverhältnisses, das vor 
Vollendung des 66. Altersjahres be-
gründet wurde. In diesem Fall ist die 
Leistung steuerfrei.
2 Leibrenten sowie Einkünfte aus 
Verpfründung sind zu 40 Prozent 
steuerbar.
3 Einkünfte aus Anteilen an kollekti-
ven Kapitalanlagen gemäss Kollektiv-
anlagengesetz vom 23. Juni 2006 
(KAG) werden den Anlegern anteils-
mässig zugerechnet; Einkünfte aus 
Anteilen an kollektiven Kapitalanla-
gen mit direktem Grundbesitz sind 
nur steuerbar, soweit die Gesamter-
träge die Erträge aus direktem 
Grundbesitz übersteigen.
4 Steuerfrei sind nur:
a.	 der Erlös aus Bezugsrechten, 

sofern die Vermögensrechte zum 
Privatvermögen gehören;

b.	 Kapitalgewinne auf beweglichem 
Privatvermögen; vorbehalten 
bleibt Artikel 12 Absatz 2 Buch-
staben a und d;

c.	 Vermögensanfall infolge Erb-
schaft, Vermächtnis, Schenkung 
oder güterrechtlicher Auseinan-
dersetzung;
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g.	 Leistungen in Erfüllung familien-
rechtlicher Verpflichtungen, aus-
genommen sind Unterhaltsbeiträ-
ge, die eine steuerpflichtige 
Person bei Scheidung, gerichtli-
cher oder tatsächlicher Trennung 
für sich erhält, sowie Unterhalts-
beiträge, die ein Elternteil für die 
unter seiner elterlichen Sorge 
stehenden Kinder erhält, sofern 
bei gemeinsamer elterlicher Sor-
ge die beiden Elternteile nicht im 
gleichen Haushalt zusammenle-
ben;

d.	 der Vermögensanfall aus rück-
kaufsfähiger privater Kapitalversi-
cherung, ausgenommen aus 
Freizügigkeitspolicen. Absatz 1ter 
bleibt vorbehalten;

e.	 Kapitalzahlungen, die bei Stellen-
wechsel vom Arbeitgeber oder 
von Einrichtungen der beruflichen 
Vorsorge ausgerichtet werden, 
wenn sie der Empfänger innert 
Jahresfrist zum Einkauf in eine 
Einrichtung der beruflichen Vor-
sorge oder zum Erwerb einer 
Freizügigkeitspolice verwendet;

f.	 Unterstützungen aus öffentlichen 
oder privaten Mitteln;

g.	 Leistungen in Erfüllung familien-
rechtlicher Verpflichtungen, aus-
genommen die vom geschiede-
nen, gerichtlich oder tatsächlich 
getrennt lebenden Ehegatten 
erhaltenen Unterhaltsbeiträge 
sowie die Unterhaltsbeiträge, die 
ein Elternteil für die unter seiner 
elterlichen Sorge stehenden Kin-
der erhält;

h.	 der Sold für Militär- und Schutz-
dienst sowie das Taschengeld für 
Zivildienst;
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hbis.	 der Sold der Milizfeuerwehr-
leute bis zu einem nach kantona-
lem Recht bestimmten jährlichen 
Betrag für Dienstleistungen im 
Zusammenhang mit der Erfüllung 
der Kernaufgaben der Feuerwehr 
(Übungen, Pikettdienste, Kurse, 
Inspektionen und Ernstfalleinsät-
ze zur Rettung, Brandbekämp-
fung, allgemeinen Schadenwehr, 
Elementarschadenbewältigung 
und dergleichen); ausgenommen 
sind Pauschalzulagen für Kader, 
Funktionszulagen sowie Entschä-
digungen für administrative Arbei-
ten und für Dienstleistungen, 
welche die Feuerwehr freiwillig 
erbringt;

i.	 Zahlungen von Genugtuungs-
summen;

k.	 Einkünfte aufgrund der Bundes-
gesetzgebung über Ergänzungs-
leistungen zur Alters-, Hinterlas-
senen- und Invalidenversicher- 
ung;

l.	 die Gewinne, die in Spielbanken 
mit Spielbankenspielen erzielt 
werden, die nach dem Geldspiel-
gesetz vom 29. September 2017 
(BGS) zugelassen sind, sofern 
diese Gewinne nicht aus selbst-
ständiger Erwerbstätigkeit stam-
men;

lbis.	die einzelnen Gewinne bis zu 
einem Betrag von 1 Million Fran-
ken oder zu einem nach kantona-
lem Recht bestimmten höheren 
Betrag aus der Teilnahme an 
Grossspielen, die nach dem BGS 
zugelassen sind, und aus der 
Online-Teilnahme an Spielban-
kenspielen, die nach dem BGS 
zugelassen sind;
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Art. 9 Abs. 2 Bst. c, g, h, hbis und k 

2 Allgemeine Abzüge sind:

lter.	 die Gewinne aus Kleinspielen, die 
nach dem BGS zugelassen sind;

m.	 die einzelnen Gewinne aus Lotte-
rien und Geschicklichkeitsspielen 
zur Verkaufsförderung, die nach 
Artikel 1 Absatz 2 Buchstaben d 
und e BGS diesem nicht unterste-
hen, sofern die nach kantonalem 
Recht bestimmte Grenze nicht 
überschritten wird;

n.	 Einkünfte aufgrund des Bundes-
gesetzes vom 19. Juni 2020 über 
Überbrückungsleistungen für 
ältere Arbeitslose.

Art. 9	 Allgemeines
1 Von den gesamten steuerbaren 
Einkünften werden die zu ihrer Erzie-
lung notwendigen Aufwendungen 
und die allgemeinen Abzüge abgezo-
gen. Für die notwendigen Kosten für 
Fahrten zwischen Wohn- und Ar-
beitsstätte kann ein Maximalbetrag 
festgesetzt werden.
2 Allgemeine Abzüge sind:
a.	 die privaten Schuldzinsen im die 

privaten Schuldzinsen im Umfang 
des nach den Artikeln 7 und 7a 
steuerbaren Vermögensertrages 
und weiterer 50 000 Franken;

b.	 die dauernden Lasten sowie 
40 Prozent der bezahlten 
Leibrenten;

e-parl 01.10.2024 16:23



-  41  -

Geltendes Recht Bundesrat Nationalrat

c.	 die Unterhaltsbeiträge an den 
geschiedenen, gerichtlich oder 
tatsächlich getrennt lebenden 
Ehegatten sowie die Unterhalts-
beiträge an einen Elternteil für die 
unter dessen elterlichen Sorge 
stehenden Kinder, sofern bei 
gemeinsamer elterlicher Sorge 
die beiden Elternteile nicht im 
gleichen Haushalt zusammenle-
ben; nicht abziehbar sind jedoch 
Leistungen in Erfüllung anderer 
familienrechtlicher Unterhalts- 
oder Unterstützungspflichten;

g.	 die Einlagen, Prämien und Beiträ-
ge für die Lebens, die Kranken- 
und die nicht unter Buchstabe f 
fallende Unfallversicherung sowie 
die Zinsen von Sparkapitalien der 
steuerpflichtigen Person und der 
von ihr unterhaltenen Kinder und 
übrigen unterstützungsbedürfti-
gen Personen, bis zu einem nach 
kantonalem Recht bestimmten 
Betrag; dieser Betrag kann pau-
schaliert werden;

c.	 die Unterhaltsbeiträge an den 
geschiedenen, gerichtlich oder 
tatsächlich getrenntlebenden 
Ehegatten sowie die Unterhalts-
beiträge an einen Elternteil für die 
unter dessen elterlichen Sorge 
stehenden Kinder, nicht jedoch 
Leistungen in Erfüllung anderer 
familienrechtlicher Unterhalts- 
oder Unterstützungspflichten;

d.	 die gemäss Gesetz, Statut oder 
Reglement geleisteten Einlagen, 
Prämien und Beiträge an die 
Alters-, Hinterlassenen- und Inva-
lidenversicherung und an Einrich-
tungen der beruflichen Vorsorge;

e.	 Einlagen, Prämien und Beiträge 
zum Erwerb von vertraglichen 
Ansprüchen aus anerkannten 
Formen der gebundenen Selbst-
vorsorge, bis zu einem bestimm-
ten Betrag;

f.	 die Prämien und Beiträge für die 
Erwerbsersatzordnung, die Ar-
beitslosenversicherung und für 
die obligatorische Unfallversiche-
rung;

g.	 die Einlagen, Prämien und Beiträ-
ge für die Lebens‑, die Kranken- 
und die nicht unter Buchstabe f 
fallende Unfallversicherung sowie 
die Zinsen von Sparkapitalien des 
Steuerpflichtigen und der von ihm 
unterhaltenen Personen, bis zu 
einem nach kantonalem Recht 
bestimmten Betrag, der pauscha-
liert werden kann;
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h.	 die Krankheits- und Unfallkosten 
der steuerpflichtigen Person und 
der von ihr unterhaltenen Kinder 
und übrigen unterstützungsbe-
dürftigen Personen, soweit die 
steuerpflichtige Person die Kos-
ten nach Abzug aller Leistungen 
öffentlicher, beruflicher oder pri-
vater Versicherungen und Institu-
tionen trägt und diese einen vom 
kantonalen Recht bestimmten 
Selbstbehalt übersteigen;

hbis.	 die behinderungsbedingten 
Kosten der steuerpflichtigen Per-
son oder der von ihr unterhalte-
nen Kinder und übrigen unterstüt-
zungsbedürftigen Personen 
mit Behinderungen im Sinne des 
Behindertengleichstellungsgeset-
zes vom 13. Dezember 20025; 

k.	 Aufgehoben

5		 SR 151.3

h.	 die Krankheits- und Unfallkosten 
des Steuerpflichtigen und der von 
ihm unterhaltenen Personen, 
soweit der Steuerpflichtige die 
Kosten selber trägt und diese 
einen vom kantonalen Recht 
bestimmten Selbstbehalt über-
steigen;

hbis.	 die behinderungsbedingten 
Kosten des Steuerpflichtigen oder 
der von ihm unterhaltenen Perso-
nen mit Behinderungen im Sinne 
des Behindertengleichstellungs-
gesetzes vom 13. Dezember 
2002, soweit der Steuerpflichtige 
die Kosten selber trägt;

i.	 die freiwilligen Leistungen von 
Geld und übrigen Vermögenswer-
ten bis zu dem nach kantonalem 
Recht bestimmten Ausmass an 
juristische Personen mit Sitz in 
der Schweiz, die im Hinblick auf 
ihre öffentlichen oder gemeinnüt-
zigen Zwecke von der Steuer-
pflicht befreit sind (Art. 23 Abs. 1 
Bst. f), sowie an Bund, Kantone, 
Gemeinden und deren Anstalten 
(Art. 23 Abs. 1 Bst. a–c);

k.	 ein Abzug vom Erwerbseinkom-
men, das ein Ehegatte unabhän-
gig vom Beruf, Geschäft oder 
Gewerbe des andern Ehegatten 
erzielt, bis zu einem nach kanto-
nalem Recht bestimmten Betrag; 
ein gleichartiger Abzug ist zuläs-
sig bei erheblicher Mitarbeit eines 
Ehegatten im Beruf, Geschäft 
oder Gewerbe des andern Ehe-
gatten;
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l.	 die Mitgliederbeiträge und Zu-
wendungen bis zu einem nach 
kantonalem Recht bestimmten 
Betrag an politische Parteien, die:
1. 	 im Parteienregister nach Arti-

kel 76a des Bundesgesetzes 
vom 17. Dezember 1976 über 
die politischen Rechte einge-
tragen sind,

2. 	 in einem kantonalen Parla-
ment vertreten sind, oder

3. 	 in einem Kanton bei den letz-
ten Wahlen des kantonalen 
Parlaments mindestens 3 
Prozent der Stimmen erreicht 
haben;

m.	 die nachgewiesenen Kosten, bis 
zu einem nach kantonalem Recht 
bestimmten Betrag, für die Dritt-
betreuung jedes Kindes, das das 
14. Altersjahr noch nicht vollendet 
hat und mit der steuerpflichtigen 
Person, die für seinen Unterhalt 
sorgt, im gleichen Haushalt lebt, 
soweit diese Kosten in direktem 
kausalem Zusammenhang mit 
der Erwerbstätigkeit, Ausbildung 
oder Erwerbsunfähigkeit der 
steuerpflichtigen Person stehen;

n.	 die Einsatzkosten in der Höhe 
eines nach kantonalem Recht 
bestimmten Prozentbetrags der 
einzelnen Gewinne aus Geldspie-
len, welche nicht nach Artikel 7 
Absatz 4 Buchstaben l–m steuer-
frei sind; die Kantone können 
einen Höchstbetrag für den Ab-
zug vorsehen;
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o.	 die Kosten der berufsorientierten 
Aus- und Weiterbildung, ein-
schliesslich der Umschulungskos-
ten, bis zu einem nach kantona-
lem Recht bestimmten Betrag, 
sofern:
1.	 ein erster Abschluss auf der 

Sekundarstufe II vorliegt, oder
2.	 das 20. Lebensjahr vollendet 

ist und es sich nicht um die 
Ausbildungskosten bis zum 
ersten Abschluss auf der 
Sekundarstufe II handelt.

3 Bei Liegenschaften im Privatvermö-
gen können die Unterhaltskosten, die 
Kosten der Instandstellung von neu 
erworbenen Liegenschaften, die 
Versicherungsprämien und die Kos-
ten der Verwaltung durch Dritte abge-
zogen werden. Zudem können die 
Kantone Abzüge für Umweltschutz, 
Energiesparen und Denkmalpflege 
vorsehen. Bei den drei letztgenann-
ten Abzügen gilt folgende Regelung:
a.	 Bei den Investitionen, die dem 

Energiesparen und dem Umwelt-
schutz dienen, bestimmt das 
Eidgenössische Finanzdeparte-
ment in Zusammenarbeit mit den 
Kantonen, welche Investitionen 
den Unterhaltskosten gleichge-
stellt werden können; den Unter-
haltskosten gleichgestellt sind 
auch die Rückbaukosten im Hin-
blick auf den Ersatzneubau.
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Art. 11 Abs. 1
1 Aufgehoben

b.	 Die nicht durch Subventionen 
gedeckten Kosten denkmalpfle-
gerischer Arbeiten sind abziehbar, 
sofern der Steuerpflichtige solche 
Massnahmen aufgrund gesetzli-
cher Vorschriften, im Einverneh-
men mit den Behörden oder auf 
deren Anordnung hin vorgenom-
men hat.

3bis Investitionen und Rückbaukosten 
im Hinblick auf einen Ersatzneubau 
nach Absatz 3 Buchstabe a sind in 
den zwei nachfolgenden Steuerperio-
den abziehbar, soweit sie in der lau-
fenden Steuerperiode, in welcher die 
Aufwendungen angefallen sind, steu-
erlich nicht vollständig berücksichtigt 
werden können.
4 Andere Abzüge sind nicht zulässig. 
Vorbehalten sind die Kinderabzüge 
und andere Sozialabzüge des kanto-
nalen Rechts.

Art. 11
1 Für Ehegatten, die in rechtlich und 
tatsächlich ungetrennter Ehe leben, 
muss die Steuer im Vergleich zu 
alleinstehenden Steuerpflichtigen 
angemessen ermässigt werden.
2 Gehören zu den Einkünften Kapital-
abfindungen für wiederkehrende 
Leistungen, so wird die Steuer unter 
Berücksichtigung der übrigen Ein-
künfte zu dem Satz berechnet, der 
sich ergäbe, wenn anstelle der ein-
maligen Leistung eine entsprechende 
jährliche Leistung ausgerichtet wür-
de.
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3 Kapitalleistungen aus Vorsorgeein-
richtungen sowie Zahlungen bei Tod 
und für bleibende körperliche oder 
gesundheitliche Nachteile werden für 
sich allein besteuert. Sie unterliegen 
stets einer vollen Jahressteuer.
4 Für kleine Arbeitsentgelte aus un-
selbständiger Erwerbstätigkeit ist die 
Steuer ohne Berücksichtigung der 
übrigen Einkünfte, allfälliger Berufs-
kosten und Sozialabzüge zu erhe-
ben; Voraussetzung ist, dass der 
Arbeitgeber die Steuer im Rahmen 
des vereinfachten Abrechnungsver-
fahrens nach den Artikeln 2 und 3 
des Bundesgesetzes vom 17. Juni 
2005 gegen die Schwarzarbeit ent-
richtet. Damit sind die Einkommens-
steuern von Kanton und Gemeinde 
abgegolten. Artikel 37 Absatz 1 Buch-
stabe a gilt sinngemäss. Die Steuern 
sind periodisch der zuständigen 
AHV-Ausgleichskasse abzuliefern. 
Diese stellt dem Steuerpflichtigen 
eine Aufstellung oder eine Bestäti-
gung über den Steuerabzug aus. Sie 
überweist der zuständigen Steuerbe-
hörde die einkassierten Steuerzah-
lungen. Das Recht auf eine Bezugs-
provision nach Artikel 37 Absatz 3 
wird auf die zuständige AHV-Aus-
gleichskasse übertragen.
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Art. 18

Aufgehoben

5 Wird die selbstständige Erwerbstä-
tigkeit nach dem vollendeten 55. 
Altersjahr oder wegen Unfähigkeit 
zur Weiterführung infolge Invalidität 
definitiv aufgegeben, so ist die Sum-
me der in den letzten zwei Ge-
schäftsjahren realisierten stillen Re-
serven getrennt vom übrigen 
Einkommen zu besteuern. Einkaufs-
beiträge gemäss Artikel 9 Absatz 2 
Buchstabe d sind abziehbar. Werden 
keine solchen Einkäufe vorgenom-
men, so wird die Steuer auf dem 
Betrag der realisierten stillen Reser-
ven, für den der Steuerpflichtige die 
Zulässigkeit eines Einkaufs gemäss 
Artikel 9 Absatz 2 Buchstabe d nach-
weist, in gleicher Weise wie Kapital-
leistungen aus Vorsorge gemäss 
Absatz 3 erhoben. Der auf den Rest-
betrag der realisierten stillen Reser-
ven anwendbare Satz wird durch das 
kantonale Recht bestimmt. Die glei-
che Satzmilderung gilt auch für den 
überlebenden Ehegatten, die ande-
ren Erben und die Vermächtnisneh-
mer, sofern sie das übernommene 
Unternehmen nicht fortführen; die 
steuerliche Abrechnung erfolgt spä-
testens fünf Kalenderjahre nach 
Ablauf des Todesjahres des Erblas-
sers.

Art. 18	 Veranlagung bei Be-
gründung und Auflö-
sung der Ehe

1 Ehegatten, die in rechtlich und tat-
sächlich ungetrennter Ehe leben, 
werden für die ganze Steuerperiode, 
in der sie die Ehe geschlossen ha-
ben, nach Artikel 3 Absatz 3 veran-
lagt.
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Art. 33 Abs. 1–3

1 Der Quellensteuerabzug wird auf 
der Grundlage des für die Einkom-
menssteuer natürlicher Personen 
geltenden Steuertarifs festgesetzt; er 
umfasst die eidgenössischen, kanto-
nalen und kommunalen Steuern.
2 Aufgehoben

3 Berufskosten, Versicherungsprämi-
en sowie der Abzug für Familienlas-
ten werden pauschal berücksichtigt. 
Die Kantone veröffentlichen die Pau-
schalen.

2 Bei Scheidung, gerichtlicher oder 
tatsächlicher Trennung werden die 
Ehegatten für die ganze Steuerperio-
de separat veranlagt.
3 Stirbt ein in rechtlich und tatsächlich 
ungetrennter Ehe lebender Ehegatte, 
so werden bis zu seinem Todestag 
beide Ehegatten gemeinsam veran-
lagt (Art. 3 Abs. 3). Der überlebende 
Ehegatte wird für den Rest der Steu-
erperiode separat zu dem für ihn 
anwendbaren Tarif veranlagt. Die 
Artikel 15 Absatz 3 und 17 Absätze 3 
und 4 gelten sinngemäss.

Art. 33	 Ausgestaltung des 
Steuerabzuges

1 Der Quellensteuerabzug wird auf 
der Grundlage der für die Einkom-
menssteuer natürlicher Personen 
geltenden Steuertarife festgesetzt; er 
umfasst die eidgenössischen, kanto-
nalen und kommunalen Steuern.
2 Der Quellensteuerabzug für die in 
rechtlich und tatsächlich ungetrennter 
Ehe lebenden Ehegatten, die beide 
erwerbstätig sind, trägt ihrem Ge-
samteinkommen Rechnung.
3 Berufskosten, Versicherungsprämi-
en sowie der Abzug für Familienlas-
ten und bei Erwerbstätigkeit beider 
Ehegatten werden pauschal berück-
sichtigt. Die Kantone veröffentlichen 
die einzelnen Pauschalen.
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Art. 33a Abs. 3

3 Aufgehoben

4 Die Eidgenössische Steuerverwal-
tung (ESTV) legt zusammen mit den 
Kantonen einheitlich fest, wie insbe-
sondere der 13. Monatslohn, Gratifi-
kationen, unregelmässige Beschäfti-
gung, Stundenlöhner, Teilzeit- oder 
Nebenerwerb sowie Leistungen nach 
Artikel 18 Absatz 3 AHVG und wel-
che satzbestimmenden Elemente zu 
berücksichtigen sind. Die ESTV re-
gelt zusammen mit den Kantonen 
weiter wie bei Tarifwechsel, rückwir-
kenden Gehaltsanpassungen und 
-korrekturen, sowie Leistungen vor 
Beginn und nach Beendigung der 
Anstellung zu verfahren ist.

Art. 33a	 Obligatorische nach-
trägliche ordentliche 
Veranlagung

1 Personen, die nach Artikel 32 Ab-
satz 1 der Quellensteuer unterliegen, 
werden nachträglich im ordentlichen 
Verfahren veranlagt, wenn:
a.	 ihr Bruttoeinkommen in einem 

Steuerjahr einen bestimmten 
Betrag erreicht oder übersteigt; 
oder

b.	 sie über Vermögen und Einkünfte 
verfügen, die nicht der Quellen-
steuer unterliegen.

2 Das Eidgenössische Finanzdepar-
tement legt den Betrag nach Absatz 
1 Buchstabe a in Zusammenarbeit 
mit den Kantonen fest.
3 Der nachträglichen ordentlichen 
Veranlagung unterliegt auch, wer mit 
einer Person nach Absatz 1 in recht-
lich und tatsächlich ungetrennter Ehe 
lebt.
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Art. 33b Abs. 2 und 3 erster Satz

2 Aufgehoben

3 Der Antrag muss bis am 31. März 
des auf das Steuerjahr folgenden 
Jahres eingereicht werden. ... 
 
 

4 Personen mit Vermögen und Ein-
künften nach Absatz 1 Buchstabe b 
müssen das Formular für die Steuer-
erklärung bis am 31. März des auf 
das Steuerjahr folgenden Jahres bei 
der zuständigen Behörde verlangen.
5 Die nachträgliche ordentliche Ver-
anlagung gilt bis zum Ende der Quel-
lensteuerpflicht.
6 Die an der Quelle abgezogene 
Steuer wird zinslos angerechnet.

Art. 33b	 Nachträgliche ordentli-
che Veranlagung auf 
Antrag

1 Personen, die nach Artikel 32 Ab-
satz 1 der Quellensteuer unterliegen 
und keine der Voraussetzungen nach 
Artikel 33a Absatz 1 erfüllen, werden 
auf Antrag hin nachträglich im ordent-
lichen Verfahren veranlagt.
2 Der Antrag erstreckt sich auch auf 
den Ehegatten, der mit dem Antrag-
steller in rechtlich und tatsächlich 
ungetrennter Ehe lebt.
3 Er muss bis am 31. März des auf 
das Steuerjahr folgenden Jahres 
eingereicht werden. Für Personen, 
die die Schweiz verlassen, endet die 
Frist für die Einreichung des Antrags 
im Zeitpunkt der Abmeldung.
4 Erfolgt keine nachträgliche ordentli-
che Veranlagung auf Antrag, so tritt 
die Quellensteuer an die Stelle der 
im ordentlichen Verfahren zu veranla-
genden Steuern des Bundes, des 
Kantons und der Gemeinde auf dem 
Erwerbseinkommen. Nachträglich 
werden keine zusätzlichen Abzüge 
gewährt.
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Art. 35a Abs. 1 Einleitungssatz (be-
trifft nur den französischen Text) und 
Bst. a
1 Personen, die nach Artikel 35 Ab-
satz 1 Buchstabe a oder h der Quel-
lensteuer unterliegen, können für 
jede Steuerperiode bis am 31. März 
des auf das Steuerjahr folgenden 
Jahres eine nachträgliche ordentliche 
Veranlagung beantragen, wenn: 
a.	 der überwiegende Teil ihrer welt-

weiten Einkünfte in der Schweiz 
steuerbar ist;

5 Artikel 33a Absätze 5 und 6 ist 
anwendbar.

Art. 35a	 Nachträgliche ordentli-
che Veranlagung auf 
Antrag

1 Personen, die nach Artikel 35 Ab-
satz 1 Buchstabe a oder h der Quel-
lensteuer unterliegen, können für 
jede Steuerperiode bis am 31. März 
des auf das Steuerjahr folgenden 
Jahres eine nachträgliche ordentliche 
Veranlagung beantragen, wenn:
a.	 der überwiegende Teil ihrer welt-

weiten Einkünfte, einschliesslich 
der Einkünfte des Ehegatten, in 
der Schweiz steuerbar ist;

b.	 ihre Situation mit derjenigen einer 
in der Schweiz wohnhaften steu-
erpflichtigen Person vergleichbar 
ist; oder

c.	 eine solche Veranlagung erforder-
lich ist, um Abzüge geltend zu 
machen, die in einem Doppelbe-
steuerungsabkommen vorgese-
hen sind.

2 Die an der Quelle abgezogene 
Steuer wird zinslos angerechnet.
3 Das Eidgenössische Finanzdepar-
tement präzisiert in Zusammenarbeit 
mit den Kantonen die Voraussetzun-
gen nach Absatz 1 und regelt das 
Verfahren.
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Art. 36a Abs. 2 

2 Aufgehoben 

Art. 40 

Aufgehoben

Art. 36a	 Abgegoltene Steuer
1 Die Quellensteuer tritt an die Stelle 
der im ordentlichen Verfahren zu 
veranlagenden Steuern des Bundes, 
des Kantons und der Gemeinde auf 
dem Erwerbseinkommen. Nachträg-
lich werden keine zusätzlichen Abzü-
ge gewährt.
2 Bei Zweiverdienerehepaaren kann 
eine Korrektur des steuersatzbestim-
menden Erwerbseinkommens für den 
Ehegatten vorgesehen werden.

Art. 40	 Verfahrensrechtliche 
Stellung der Ehegatten

1 Ehegatten, die in rechtlich und tat-
sächlich ungetrennter Ehe leben, 
üben die nach diesem Gesetz dem 
Steuerpflichtigen zukommenden 
Verfahrensrechte und ‑pflichten ge-
meinsam aus.
2 Sie unterschreiben die Steuererklä-
rung gemeinsam. Ist die Steuererklä-
rung nur von einem der beiden Ehe-
gatten unterzeichnet, so wird dem 
nicht unterzeichnenden Ehegatten 
eine Frist eingeräumt. Nach deren 
unbenutztem Ablauf wird die vertrag-
liche Vertretung unter Ehegatten 
angenommen.
3 Rechtsmittel und andere Eingaben 
gelten als rechtzeitig eingereicht, 
wenn ein Ehegatte innert Frist han-
delt.
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Art. 57 Abs. 4

4 Aufgehoben

Art. 78h	 Übergangsbestimmung 
zur Änderung vom …

Für Steuerperioden vor Inkrafttreten 
der Änderung vom … gilt das alte 
Recht.

Art. 57	 Besondere Fälle
1 Werden zum Vorteil einer juristi-
schen Person Verfahrenspflichten 
verletzt, Steuern hinterzogen oder 
Steuern zu hinterziehen versucht, so 
wird die juristische Person gebüsst. 
Die handelnden Organe oder Vertre-
ter können zudem nach Artikel 56 
Absatz 3 bestraft werden.
2 Werden im Geschäftsbereich einer 
juristischen Person Teilnahmehand-
lungen (Anstiftung, Gehilfenschaft, 
Mitwirkung) an Steuerhinterziehun-
gen Dritter begangen, so ist Artikel 
56 Absatz 3 auf die juristische Per-
son anwendbar.
3 ...
4 Die steuerpflichtige Person, die in 
rechtlich und tatsächlich ungetrennter 
Ehe lebt, wird nur für die Hinterzie-
hung ihrer eigenen Steuerfaktoren 
gebüsst. Vorbehalten bleibt Artikel 56 
Absatz 3. Die Mitunterzeichnung der 
Steuererklärung stellt für sich allein 
keine Widerhandlung nach Artikel 56 
Absatz 3 dar.
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II

1 Dieses Gesetz untersteht dem fa-
kultativen Referendum.
2 Der Bundesrat bestimmt das Inkraft-
treten. 
 
 
 
 
 

Antrag des Bundesrates:
Abschreiben von Vorstössen gemäss 
Deckblatt der Botschaft.

II

2 Steht zehn Tage nach Ablauf der 
Referendumsfrist fest, dass gegen 
das Gesetz kein Referendum zustan-
de gekommen ist, so tritt es spätes-
tens am 1. Januar des sechsten 
Jahres nach Ablauf der Referend-
umsfrist in Kraft. Der Bundesrat kann 
ein früheres Inkrafttreten bestimmen.
3 Wird das Gesetz in der Volksab-
stimmung angenommen, so tritt es 
spätestens am 1. Januar des sechs-
ten Jahres nach der Abstimmung in 
Kraft. Der Bundesrat kann ein frühe-
res Inkrafttreten bestimmen.
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